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Betrachtungen über die Reform des Rechnungs- 
und Controldienſtes. 
Von C. O. 
(Schluß.) 


So weit die den Geſetzentwurf begleitende Vorlage. Der Eindruck 
derſelben war bei dem Fachmanne ein zweifacher mit ganz entgegengeſetzter 
Wirkung, u. z. das Gefühl der höchſten Befriedigung einerſeits darüber 
erzeugend, daß an der Weſenheit der durch die kaiſerliche Verordnung 
vom 21. November 1866 geſchaffenen vorzüglichen Einrichtungen des 
Rechnungsdienſtes keine Aenderung geplant werde, — andererſeits 
wurde aber das Gefühl der Ueberraſchung durch den Ausſpruch hervor⸗ 
gerufen, daß der gegenwärtige Eontroldienſt weniger tauglich ſei. 

Unwillkürlich trat da dem Fachmanne die Geneſis der gegen⸗ 
wärtigen Controleinrichtungen vor Augen, wohl griff derſelbe auch zu 
dem ſchätzbaren Werke des Freiherrn v. Czvernig *) und vertiefte ſich in 
die Vergleichung ausländiſcher mit den heimiſchen Zuſtänden. 

Ich glaube, derartige Studien werden wohl Niemanden dahin 
führen, über unſere Controlseinrichtungen den Stab zu brechen. Mit 
Abſicht haben wir im Eingange unſerer Betrachtung die Functionen 
des heimiſchen Controldienſtes bezeichnet. 

Die Correctheit unſerer Controle gegen die Caſſenämter und aus⸗ 
übenden Organe wagt Niemand anzutaſten. Die von den Rechnungs⸗ 
departements nebſtdem in präventiver Form ausgeübte Verwaltungscon⸗ 
trole iſt eine unabhängige und es kann durchaus nicht mit Berechtigung 
behauptet werden, dieſen Departements „ſei keine derartige Controle 


) Darſtellung der Einrichtungen über Budget, Staatsrechnung und Con⸗ 
trole in Oeſterreich, Preußen, Sachſen, Baiern, Württemberg, Baden, Frankreich 
und Belgien von Karl Freiherrn v. Czoernig, k. k. wirkl. geheimen Rath, Prä⸗ 
ſidenten der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion ꝛc., Wien 1866. 


zugewieſen.“ Die Wirkſamkeit dieſer Controle erwies ſich in der prakti⸗ 
ſchen Ausführung als durchaus zureichend und dem Zwecke entſprechend. 
Wir find bereit, dies an der Hand der Thatſachen zu erhärten. Welches 
gut geleitete Rechnungsdepartement hat wohl innerhalb des ihm zuſte⸗ 
henden Wirkungskreiſes nicht Mittel gefunden, Creditsüberſchreitungen, 
in welcher Art oder Form dieſelben wiſſentlich oder unwiſſentlich durch 
die Verwaltungsbehörden verſucht werden wollten, hintanzuhalten, oder 
Uebergriffen jeder Art, wodurch bei der Einhebung oder Verausgabung 
der Staatsgelder die beſtehenden Geſetze und Regulative außer Acht 
gelaſſen werden wollten, erfolgreich entgegen zu treten. 

Verabſäumungen in dieſer Beziehung können den Rechnungsdeparte⸗ 
ments nicht nachgewieſen werden und wären übrigens dem Oberſten 
Rechnungshofe kaum entgangen. Denn in der gegenwärtigen Stellung 
des Oberſten Rechnungshofes liegt eine weitere Bürgſchaft für das erfolg⸗ 
reiche Eingreifen der Controle überhaupt; hiedurch iſt indirect eine ſtrenge 
Ueberwachung der adminiſtrativen Rechnungsdepartements geſchaffen u. z. 
ſowohl durch die Art der Geſchäftsbehandlung beim Oberſten Rechnungs⸗ 
hofe, als auch ganz vorzüglich durch die demſelben zur Pflicht gemachte 
periodiſche commiſſionelle Einſchau in den Geſchäftsbetrieb bei den Rechnungs⸗ 
departements. 

Die Dependenz eines Rechnungsdepartements von der betreffenden 
Adminiſtrativbehörde wird inſolange nicht die gerügte Beſangenheit in 
der Dienſtesausübung zur Folge haben, als dem Vorſtande dieſes Departe⸗ 
ments ſeine Stellung als Etatsreſerent der Adminiſtrativbehörde gewahrt 
bleibt, ſo lange derſelbe, obwohl aus dem Kreiſe der fachmäßigen Rech⸗ 
nungsbeamten hervorgegangen, ebenbürtig den Gremialräthen dieſer Behörde 
angereiht bleibt, ganz beſonders aber, ſo lange deſſen gegenwärtig beſte⸗ 
hende Haftungs⸗ und Erſatzpflicht aufrecht bleibt. Er wird für die Unab⸗ 
hängigkeit der beigegebenen Rechnungsbeamten im Dienſte einzuſtehen 
wiſſen, und wenn derſelbe im gegebenen Falle jede Verantwortlichkeit 
für irgend einen beabſichtigten Vorgang von ſich abwälzt, dann wird 
nach meiner Ueberzeugung der Chef der Adminiſtrativbehörde wohl auch 
mit ſeinem Expediatur zurückhalten. Andererſeits lehrt uns adminiſtrative 
Rechnungsbeamten die Erfahrung, daß die Miniſterien und Centralſtellen 
gar häufig darauf dringen, daß in den zu ihrer Entſcheidung vorgelegten 
Fällen dem Acte die Meinungsäußerung des betreffenden Rechnungs⸗ 
departements beiliege. Daß dieſe Aeußerung der wahre Ausdruck des 
Controlsorganes ſei, kann doch nicht angezweifelt werden. Beruſstreue iſt 
übrigens überall und ſo auch bei den Controlsorganen die conditio sine 
qua non und die Gewährsmittel des redlichen Willens liegen wohl 
zumeiſt in der Beamtenpragmatik überhaupt und das Beſtreben, andere 
Cautelen hiefür zu ſchaffen, dürſte nach meiner Anſicht nicht in der 
Unzulänglichkeit der durch die kaiſerl. Verordnung vom 21. November 
1866 geſchaffenen Zuſtände begründet erſcheinen ). 


) Welchen weſentlichen Unterſchied finden wir da bei der Vergleichung 
der Stellung der öſterreichiſchen Rechnungsdepartements mit jener der Calculatoren 
eines großen Nachbarſtaates, gewiß nicht zum Nachtheil der erſteren. 


Der Oberſte Rechnungshof, wie ihn die kaiſ. Vog. v. Jahre 
1866 in's Leben rief, iſt mit weitgehenden Befugniſſen ausgeſtattet, 
er iſt ſelbſtändig nach allen Seiten hin und zum mindeſten in ſeiner 
Berufsſtellung nicht ungünſtiger ſituirt, als die Ober⸗Rechnungskammern 
der Nachbarſtaaten, ja er ſteht ſelbſt dem Cour de Comptes, wo wir 
ſolchen finden, dann ebenbürtig zur Seite, wenn wir letzteren etwa der 
äußerlich impoſanten, dem Weſen nach aber irrelevanten Formen entkleiden. 

Wenn man die bezüglichen Paragraphe der kaiſ. Verordnung und der 
derſelben beigeſchloſſenen Geſchäftsordnung des Oberſten Rechnungshofes 
in Verbindung bringt, ſo wird es klar, daß der freien Meinungs⸗ 
äußerung des Oberſten Rechnungshofes über das geſammte Gebiet der 
ftaatlichen Vermögensverwaltung durchaus keine Schranken geſetzt find. 

Die Mängel, welche etwa in den letzten Jahren gegen die Ver⸗ 
mögensgebarung vorgebracht wurden, ſind nicht immer erſchöpfend und 
meritoriſch begründet, zum mindeſten aber nicht geeignet, die Unhalt⸗ 
barkeit der Controlzuſtände überhaupt zu documentiren. 

Wenn eine ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung aller Dienerſtellen bei 
den zahlreichen Behörden einer Metropole der Höhe der Geſammtziffer 
nach überraſchend wirkt, ſo können die hieraus gezogenen Conſequenzen 
doch nicht der Unthätigkeit oder Unwirkſamkeit der ſtaatlichen Control⸗ 
ämter zugeſchrieben werden. 

Die Zweckmäßigkeit gewiſſer Waſſerbauten in den nördlichen 
Reichsflüſſen iſt ſchon bei Budgetberathungen wiederholt auf der Tages⸗ 
ordnung geſtanden, man würde aber hiefür mit Unrecht die Controls⸗ 
organe verantwortlich machen, es müßte da eben ein Forum für techniſche 
Streitfragen höherer Art anderwärts geſucht werden. 

Das Pauſchalirungsweſen der ämtlichen Kanzleiauslagen ſcheint 
in ſeinem Urſprunge und ſeiner Bedeutung im weiteren Kreiſe nicht 
gekannt zu ſein. Die Pauſchalirung erſpart ſehr viel Arbeit und Koſten 
im Staate, es kann aber die Angemeſſenheit eines Pauſchals aus der 
oberflächlichen Betrachtung der Geſämmtziffer und deren Vergleichung 
mit andern derartigen Anſätzen nicht gebührend beurtheilt werden. Ein 
nothwendiges Attribut der Pauſchalirung iſt die der Rechnungscontrole 
allerdings nicht unterliegende freie Bewegung innerhalb des Pauſchales. 

Es iſt übrigens eine eigenthümliche Erſcheinung in Oeſterreich, 
daß man immer Mißſtände wittert, und insbeſondere bei der Ausübung 
der Staatscontrole in der höchſten Richtung frappante Reſultate erzielen 
will. Ein geordneter Haushalt kann und wird ſich häufig anſtandslos 
abwickeln. Wie arg wäre es um die ſtaatliche Vermögensverwaltung 
beſtellt, wenn die Oberſte Rechnungscontrole unausgeſetzt Jahr für Jahr 
bedeutende Mißſtände vor das Forum der Volksvertretung zu bringen 
in der Lage wäre! 

Die in dem Ansſchußberichte enthaltenen kleineren Bemänglungen 
will ich ganz übergehen, es würde ſich da eben um ſpeciell fachmäßige 
Erörterungen, etwa über die Bedeutung der unwirkſamen Gebarungen 
beim Central⸗Rechnungsabſchluß, über Ausgleichung und Darſtellung 
commiſſioneller Gebarungen, über das Weſen der Caſſareſte bei einer 
ſo vielgliedrigen, zumal mit einem gemeinſamen Budget in Verbindung 
ſtehenden Wirthſchaft, über die Finanz⸗ reſp. Rechnungsperiode im 
Staatshaushalt und den $ 14 der kaiſ. Verordnung vom 21. November 
1866 handeln.) 

Wenn wir nun aber vom Ausſchußberichte auf die demſelben 
beigegebene Geſetzvorlage übergehen, ſo finden wir, daß dieſelbe faſt 
alle weſentlichen Beſtimmungen der kaiſ. Verordnung v. J. 1866, 
der hiezu gehörigen Geſchäftsordnung des Oberſten Rechnungshofes, 
nebſtdem aber auch Einiges aus den dieſer Verordnung nachgefolgten 
Inſtructionen in ſich aufgenommen hat. 

Als weſentliche Aenderungen kann man die Verantwortlichkeit 
des Präſidenten des Oberſten Rechnungshofes vor dem Reichsrathe und 
die Conſequenzen derſelben, ſerner die dem Geſchäfte nach wohl ſchon 
beſtandene, nun aber auch auf die Perſonalangelegenheiten ausgedehnte 
Unterordnung ſämmtlicher Rechnungs⸗ und Fachrechnungsdepartements 
unter den Oberſten Rechnungshof bezeichnen. 

Alles was geeignet iſt, die Stellung der Oberſten Rechnungs⸗ 
behörde mit den ſtaatsrechtlichen Beziehungen in Einklang zu bringen, 
und die Selbſtändigkeit desſelben im legislativen Wege ſicher zu ſtellen, 
muß jeder Fachmann mit unverhohlener Freude begrüßen; dieſe Grund⸗ 
ſätze aber wären in ſehr wenigen bündigen Paragraphen gegeben. 


) Die Entnahme aus den laufenden Caſſamitteln iſt folgerichtig einer 
Bedeckung durch Aufnahme einer ſchwebenden Schuld gleich zu halten. 
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Anders verhält es ſich mit der Unterordnung der ſämmtlichen 
Rechnungsdepartements unter die Oberſte Rechnungsbehörde. Theoretiſch 
unbedingt richtig iſt die ſelbſt äußerlich zur Anſchauuug gebrachte Unab⸗ 
hängigkeit der Controlsorgane, und es wurde ſchon wiederholt die 
Frage ventilirt, in wie ferne die vollſtändige Trennung der Controle 
von der Adminiſtration durchführbar wäre. Auf ſolche Ideale aber 
muß man unbedingt verzichten, ſie ſind eben unausführbar. 

Auch nach der neuen Geſetzvorlage bleiben die Rechnungsdeparte⸗ 
ments in geſchäftlicher Beziehung im Verbande mit den Adminiſtrativ⸗ 
behörden, die Nothwendigkeit dieſer vortheilhaften Einrichtung verkennen, 
hieße ſo viel als zurückgreifen auf den glücklich überwundenen Stand⸗ 
punkt der Staatsbuchhaltungen. 

Dieſe Nothwendigkeit hat aber logiſche Conſequenzen, und es wird 
in der Praxis nicht viel an dem Weſen der Sache ändern, ob die 
adminiſtrativen Rechnungsdepartements, beziehungsweiſe deren Organe 
als Beamte der betreffenden Reſſorts oder unter Kennzeichnung des 
äußerlichen Merkmals als Controlsbeamte fungiren, die innere Geſchäfts⸗ 
verbindung bleibt immer dieſelbe. 

Die Unterſtellung ſämmtlicher Rechnungsdepartements unter den 
Oberſten Rechnungshof hat aber noch andere Folgen, welche gegründetes 
Bedenken zu erregen im Stande ſind, und wohl bisher nicht erwogen 
wurden. 

Der Aufwand der Rechnungsorgane, jetzt bei den einzelnen Ver⸗ 
waltungszweigen, beziehungsweiſe Miniſterial⸗Etats vertheilt, wird dann 
vereint unter dem Voranſchlagscapitel der Controle figuriren. Der Control⸗ 
Etat wird hiedurch eine ſehr beträchtliche Höhe erreichen und früher oder 
ſpäter ſchon an und für ſich umſomehr bei Vergleichung mit dem Auf⸗ 
wande anderer Nachbarſtaaten, wo eine ſolche Ausſcheidung des Rechnungs⸗ 
dienſtes und Vereinigung zu einem einzigen Aufwandszweig nicht ſtatt⸗ 
findet, zweifelsohne Veranlaſſung geben zu Erörterungen und Klagen. 
Man wird ſich da nicht gegenwärtig halten, daß dieſer Aufwand auch 
den adminiſtrativen Rechnungshilfsdienſt bedeute, welcher immerhin ein 
Erforderniß der Verwaltung bleibt. Eine weitere Folge muß aber unbedingt 
die factiſche Vermehrung des gegenwärtigen Aufwandes ſein, der Oberſte 
Rechnungshof wird die umfaſſenden Perſonalien eines ſo rieſigen Beamten⸗ 
ſtandes wohl kaum mit den gegenwärtig zu Gebote ſtehenden Functionären 
zu bewältigen vermögen — das, was jetzt unter ſo viele Verwaltungs⸗ 
behörden vertheilt, gar keinen nennenswerthen Arbeitszuwachs derſelben 
ausmacht, wird in Folge der Centraliſirung bedeutende Dimenſionen 
annehmen. Schon vor dem Jahre 1866 führte man Klage darüber, daß 
die Centralrechnungs⸗Behörde ihrer Hauptbeſchäftigung nach eine Perſonal⸗ 
inſtanz ſei, und dennoch wird jo wie damals im Adminiſtrationsdienſt 
ein Zwiſchenglied im Verkehre der Landescontrols⸗Behörden mit der 
Centralrechnungs⸗Behörde geſchaffen werden müſſen, dieſes Zwiſchenglied 
iſt aber der Chef der Adminiſtrativbehörde im Lande ſelbſt. Will man 
dies aus dem Grundſatze der völligen Loslöſung der Controle von der 
Verwaltung nicht gelten laſſen, dann müßte man — von anderen ſchon 
überlebten complicirten Einrichtungen abgeſehen — den Landescontrol⸗ 
Aemtern eine höhere, etwa mit dem Anweiſungsrechte ausgeſtattete Stellung 
einräumen, alſo abermals einen neuen Mehraufwand ſchaffen. Wenn man 
daher von allen anderen Conſequenzen und Bedenken abſehen wollte, jo 
ſind doch die finanziellen Opfer, welche die ungeänderte Annahme der 
Geſetzvorlage erheiſchen würde, ganz beſonders in Erwägung zu ziehen, 
zumal dieſelben in keinem Verhältniſſen ſtehen zu dem, was an poſitiven 
Erfolgen überhaupt erreicht werden kann und nicht ſchon durch entſprechende 
Ausnützung des gegenwärtig Beſtehenden zu erreichen iſt. N 

Wir gehören nicht zu den Gegnern jener Neuerungen, welche den 
Fortſchritt bedeuten, werden aber unſeren objectiven fachwiſſenſchaftlichen 
Standpunkt und die hiernach mit den realen Verhältniſſen in Einklang 
gebrachte Ueberzeugung ſtets höher halten, als bloße Rückſichten der 
Opportunität oder jene des materiellen Intereſſes, ſelbſt wenn letzteres etwa 
bei einer Mehrheit von Fachgenoſſen in den Vordergrund treten könnte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Stillſchweigende Erneuerung eines Jagdpachtvertrages. 
Am 6. September 1877 ſtellte der Bürgermeiſter von R. — 
wozu die Kataſtralgemeinde Gr. gehört — das Anſuchen, es möge die 
Jagdbarkeit der Kataſtralgemeinde Gr. im Licitationswege verpachtet 


werden, da der frühere Pachtvertrag bereits am 1. September 1877 
abgelaufen ſei. 

Die erſte Inſtanz aber, von dem Gedanken geleitet, daß ein 
Jagdpachtvertrag innerhalb 3 Monate vor Ablauf gekündiget werden 
müſſe (Miniſt.⸗Vdg. vom 15. December 1852), ſonſt aber derſelbe 
gleich jedem anderen Beſtandvertrage als ſtillſchweigend erneuert anzu⸗ 
ſehen ſei ($ 1114 a. b. G. B.), erachtete ſich nicht für befugt, die 
Licitation ohne Weiteres vornehmen zu laſſen, fondern befragte den 
bisherigen Gemeindejagdpächter (Baron von Eh. auf Br.) über ſeine 
Abſicht. Dieſer erklärte, auf ſein Recht „des tacite erneuerten Gemeinde⸗ 
jagdpachtvertrages“ nicht verzichten zu wollen. Hierauf wies die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft das Begehren der Gemeinde ab und wies dieſelbe 
gleichzeitig an, den bezüglichen Pachtvertrag mit der Gutsinhabung 
Br. auf wenigſtens 3 Jahre zu erneuern und den Pachtvertrag zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Dem dawider gerichteten Recurſe der Steuergemeinde Gr. gab 
die Statthalterei keine Folge. 

Im Miniſterialrecurſe wird um Anordnung einer Licitation der 
Gemeindejagd gebeten. 

Das Ackerbauminiſterium fand unterm 27. Juli 1878, 3. 7447, 
die Statthaltereientſcheidung zu modificiren und zu erkennen, daß die 
Erneuerung des Jagdpachtvertrages zwiſchen der Kataſtralgemeinde Gr. 
und der Gutsinhabung B. ſich nur auf 1 Jahr, d. i. bis zum 1. Sep⸗ 
tember 1878 zu erſtrecken habe. „Mit dem letztgedachten Zeitpunkte 
hat die Bezirkshauptmannſchaft bezüglich der in Frage ſtehenden Gemeinde⸗ 
jagd nach Maßgabe der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 
R. G. B. Nr. 257, in Betreff der Ausübung des Jagdrechtes das 
Amt zu handeln, wobei es ihr unbenommen bleibt, die Dauer der 
neuen Jagdvergebung ſo einzurichten, daß deren Ablauf (aus Oppor⸗ 
tunitätsrückſichten) Mitte Jänner eintrete. Dieſe Entſcheidung ſtützt ſich 
auf die analoge Anwendung der 88 1114 und 1115 des a. b. G., 
wonach bei Pachtungen die ſtillſchweigende Erneuerung ſich nur auf 
1 Jahr erſtreckt und ſomit im gegebenen Falle — ſelbſt abgeſehen von 
der innerhalb der 14tägigen Friſt (§S 22 der kaiſ. Verordnung vom 
16. November 1858, R. G. B. Nr. 213) erfolgten Einrede der 
Gemeinde gegen die ſtillſchweigende Erneuerung — eine Erneuerung 
auf weitere 3 Jahre, für welche auch vom Standpunkte des § 10 der 
Verordnung vom 15. December 1852, R. G. B. Nr. 257, die vor⸗ 
läufige Einvernehmung der Gemeinde gefehlt hat, nicht begründet erſcheint.“ 

E— e. 


Oede, der Grundentlaſtung nicht unterzogene Bauerngründe 
können von den ehemaligen Herrſchaften durch Erſitzung nicht 
erworben werden. 

Fünf Grundwirthe belangten den Gutsherrn Marcell S. wegen 
Uebergabe eines Waldantheiles, der vor etwa 30 Jahren als Ruſtical⸗ 
grund verliehen und zurückgezogen wurde. 

Das k. k. Landesgericht in Krakau hat das Klagsbegehren zurück⸗ 
gewieſen, weil der ſtrittige Waldantheil der Grundentlaſtung nicht unter⸗ 
zogen war und ſich im Beſitze des Marcell S. ſeit etwa 30 Jahren befindet. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Krakau hat dem Klagebegehren 
ſtattgegeben, und der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte unterm 
6. December 1877, 3. 5446, das obergerichtliche Urtheil, weil der 
Waldantheil urſprünglich zu der Ganzbauernwirthſchaſt X. gehörte und 
dies der Belangte nicht beſtritten hat, und es iſt dies außerdem durch 
den Auszug aus dem Joſefiniſchen Vermeſſungsbuche vom Jahre 1786 
urkundlich ſichergeſtellt. In jedem Falle gehörte dieſer Waldantheil X 
zur Ruſticaldotation, weil derſelbe ſchon im Normaljahre 1786 als 
ruſtical eingetragen erſcheint, und laut individuellem Grundertragsbogen 
vom Jahre 1820 als verlafſener Grund mit der Ruſticaleigenſchaſt 
verzeichnet iſt. Als nämlich um das Jahr 1812 dieſe Grundwirthſchaft 
X., alſo auch der Waldantheil, von feinem letzten Beſitzer aus der 
Familie M. verlaſſen wurde, kam die Wirthſchaft als „öder Grund“ 
zeitweilig in die Benützung der Herrſchaft, bis um das Jahr 1820 
fünf neue Anſäſſigkeiten geſtiftet und die Grundſtücke der Wirthſchaft 
unter ſie vertheilt wurden. Dieſe Anſäſſigkeiten werden heute durch die 
fünf Kläger repräſentirt, welche nach erfolgter Grundentlaſtung voll⸗ 
ſtändige Eigenthümer der ihnen zugewieſenen Antheile von der urſprüng⸗ 
lichen Grundwirthſchaft geworden find. Die Kläger behaupteten nun, 
daß der damalige Gutsherr Cajetan S. den Waldtheil den neuen 
Anſiedlern zuſammen zur gemeinſchaftlichen Benützung zugewieſen habe, 
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und haben zur Erweiſung dieſer Thatſache dem Belangten den Haupk⸗ 
eid aufgetragen; allein mit Recht wurde dieſer Eid für entbehrlich 
erkannt, weil nach § 11 des kaiſerl. Patentes vom 10. Februar 1789 
den Grundherrſchaften in allen Fällen verboten war, Grundſtücke, die 
zur Beſtiftung der Unterthanen gehörten, einzuziehen, weil „öde“ Bauern⸗ 
gründe laut Kreisſchreibens vom 4. November 1789, Hofdecret vom 
10. October 1811, dann Gubernialkundmachung vom 26. Mai 1825, 
3. 48.424, Prov. G. S. ex 1825 Nr. 61, fie mögen auf was immer 
für eine Art erledigt worden ſein, immer wieder an Unterthanen 
verliehen werden mußten, durch die übereinſtimmenden eidlichen Aus⸗ 
ſagen der Zeugen aber nachgewieſen iſt, daß die Kläger und ihre Vor⸗ 
fahren ſeit ihrer Beſtiftung durch wenigſtens 30 Jahre im Beſitze des 
ſtrittigen Waldes geweſen find, bis ihnen der Belangte den Beſitz weg⸗ 
genommen hat. Wenngleich durch die Ausſagen dieſer Zeugen, welche 
weder das Jahr, wann der Beſitz begonnen, noch das Jahr, wann er 
aufgehört, anzugeben vermögen, kein ſtrenger Beweis über einen 
30jährigen Beſitz erbracht iſt, ſo iſt doch fo viel gerichtsordnungsmäßig 
als ſichergeſtellt anzuſehen, daß die Kläger durch eine lange Reihe von 
Jahren im Beſitze dieſes Waldautheiles geweſen ſind, und daß eben 
deshalb dieſe Beſitzausübung unmöglich ohne Wiſſen und Willen der 
Herrſchaſt erſolgen konnte, und daß die Herrſchaft nicht mehr berechtigt 
war, ihnen dieſen Waldtheil, der nicht aufgehört hat, zur unterthänigen 
Dotation zu gehören, wieder zu entziehen. Selbſt ein noch ſo langer 
Beſitz könnte die Herrſchaft gegen eine Klage auf Herausgabe nicht ſchützen, 
weil nach § 87 der für die Durchführung der Grundentlaſtung ergangenen 
Miniſterialverordnung vom 4. October 1850, L. G. Bl. ex 1851 Nr. 1, 
die Grundherrſchaften, welche öde Gründe in Händen haben, nur als 
bloße Inhaber erklärt und die Prätendenten in ihrem Rechte erhalten 
werden, die Grundherrſchaft auf Herausgabe im Rechtswege zu belangen. 
Jur. Bl. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 
Entſchädigungsanſprüche in Waſſerrechtsangelegenheiten. 


Wird in Waſſerrechtsangelegenheiten eine Entſchädigung nach all⸗ 
gemeinen civilrechtlichen Normen aus dem Titel des Schadenerſatzes 
angeſprochen, und nicht nach einer Specialbeſtimmung des Waſſerrechts⸗ 
geſetzes, welche die Competenz zur Entſcheidung ausdrücklich der Ver⸗ 
waltungsbehörde zuſpricht, ſo hat über einen ſolchen Anſpruch der Civil⸗ 
richter zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 12. Juni 1877, Z. 382. 


Waſſertheilung bei Privatgewäſſern. 


Die Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes über die Waſſertheilung 
und die dabei zu beachtenden Rückſichten auf die rechtmäßigen Anſprüche 
ſchon beſtehender Anlagen finden auch Anwendung auf fließende Privat⸗ 
gewäſſer, inſoferne es ſich darum handelt, zunächſt die Rechte der übrigen 
Waſſerberechtigten gegenüber dem Eigenthümer des Privatgewäſſers zu 
wahren. 

0 Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 15. Juni 1877, 3. 2937. 


Unzureichende Erſichtlichmachung der berechtigten Stauhöhe. 


Die Setzung eines Staumaßes kann auch dann verfügt werden, 
wenn die Stauhöhe zwar aus früheren Erkenntniſſen mittelſt Berechnung 
entnommen werden kann oder ein älteres Staumaß beſteht, der that⸗ 
ſächliche Zuſtand aber nicht genügt, um Streitigkeiten hintan zu halten 
und die Einhaltung der Stauhöhe ſofort zuverläſſig erkennen zu laſſen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 16. Juni 1877, Z. 3790. 


Behördliche Stauproben. 


Wenn von der höheren Inſtanz die Reaſſumirung des Verfahrens 
von einer vorausgehenden Stauprobe abhängig gemacht wird, um zu 
erproben, ob die durch das vorausgegangene rechtskräftige Erkenntniß 
feſtgeſtellte Stauhöhe die im Erkenntniſſe beabſichtigten und das Erkennt⸗ 
niß bedingenden Wirkungen nicht hervorbringe, iſt dieſe Stauprobe im 
ordnungsmäßigen Verfahren unter Beiziehung beider Theile vorzunehmen 
und ift hierüber und beziehungsweiſe, ob und welche Aenderungen an der 
feſtgeſtellten Stauhöhe vorzunehmen feien, im Inſtanzenzuge zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 19. Juni 1877, Z. 5755. 


Notiz. 


(In anſpruchnahme der Gendarmerie durch die Gemeinden.) 
Nach 8 1 der Dienſtes⸗Inſtruction für die k. k. Gendarmerie, hat letztere auf local⸗ 
polizeiliche Angelegenheiten in der Regel nur einen überwachenden und die Gemeinden 
unterſtützenden Einfluß zu nehmen. Bedürfen Gemeindeämter des Beiſtandes der 
Gendarmerie, fo haben fie fich deshalb an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft als 
Dienſtesbehörde zu wenden, und nur in ſehr dringenden Fällen, wo Gefahr im 
Verzuge iſt, und wo die politiſche Behörde nicht im Standorte der Gendarmerie 
ſich befindet, können ſie ſich unmittelbar an den bezüglichen Gendarmerie⸗Poſten⸗ 
commandanten wenden. Jede ſolche Requiſition iſt aber von der requirirenden 
Gemeinde ohne Verzug zur Kenntniß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu bringen. 
Die Gendarmerie hat ſich in derlei Requiſitionsfällen nach den Beſtimmungen 
der requirirenden Gemeindevorſtehung, eventuell des von derſelben mit der betref⸗ 
fenden Amtshandlung betrauten Gemeindevorſtand⸗Stellvertreters unter deren 
Verantwortlichkeit verwenden zu laſſen. Bei Aſſiſtenzleiſtungen an Kirchtagen, Jahr⸗ 
märkten ꝛc. haben die Gendarmen vor Allem die Organe der Ortspolizei auf 
das kräftigſte zu unterſtützen, und nur dann einzuſchreiten, wenn die Kräfte der 
Ortspolizei zur Bewältigung eines entſtandenen Tumultes oder Exeeſſes nicht mehr 
ausreichen. Kärnt. Gem.⸗Blatt. 


Geſetze und Perordnungen. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 1. Ausgeg. am 10. Jänner. 
Fahrpoſttarif „Schweiz“. H.⸗M. Z. 39.001. 28. December 1877. 
Hinausgabe des Preisverzeichniſſes der in der öſterreichiſch⸗ungariſchen Mon⸗ 
archie und im Auslande erſcheinenden Zeitungen für das Jahr 1878. H.⸗M. 
3. 36.429 ex 1877. 3. Jänner 1878. 
„Aenderung im Nachnahmeverkehre mit Deutſchland. H.⸗M. Z. 38.645. 
31. December 1877. 
Aenderung im Poſtnachnahme⸗Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und 
der Schweiz. H.⸗M. Z. 38.478 ex 1877. 4. Jänner 1878. 
Syſtemiſirung einer Poſt⸗Verwaltersſtelle in Ala. H.⸗M. Z. 39.195 
ex 1877. 2. Jänner 1878. 
Nr. 2. Ausgeg. am 14. Jänner. 
Errichtung eines Poſtamtes im Bahnhofe Manning⸗Wolfsegg. H.⸗M. 
3. 38.765 ex 1877. 6. Jänner 1878. 
Anhang: 
Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten im deutſchen Reichs⸗Poſt⸗ 
gebiete und in Württemberg. H.⸗M. Z. 37.364 ex 1877. 6. Jänner 1878. 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen und Galizien. 
H.⸗M. Z. 36.545. 31. December 1877. 
Diſtanzregulirung in Galizien. H.⸗M. Z. 38.137. 30. December 1877. 
Nr. 3. Ausgeg. am 22. Jänner. 
Verbot der Zeitung: „Agramer Preſſe“. H.⸗M. Z. 1509. 17. Jänner. 
Auflaſſung des Poſtamtes Gams bei Marburg. H.⸗M. Z. 38.629 
ex 1877. 15. Jänner 1878. 
Auflaſſung des Poſtamtes Dobrau. H.⸗M. Z. 39.127 ex 1877. 15. Jän⸗ 
ner 1878. 0 
Nr. 4. Ausgeg. am 26. Jänner. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſtgebiete für den 
1. Semeſter 1878. H.⸗M. Z. 1319. 16. Jänner. 
Correſpondenzen nach Zanzibar. H.⸗M. Z. 1859. 21. Jänner. 
Behandlung der Correſpondenzen nach und aus Cambodſcha und Tonkin 
in Hinter⸗Indien bei der Beſörderung über Saigon. H.⸗M. Z. 1387. 21. Jänner. 
Auflaſſung von Poſtſtationen in Steiermark. H.⸗M. Z. 1359. 21. Jänner. 
Anhang: 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Schleſien, Galizien und 
Oeſterreich ob der Enns. H.⸗M. Z. 909. 21. Jänner. 
Nr. 5. Ausgeg. am 30. Jänner. 
Einſchärfung der Beſtimmungen für den Poſtvorſchuß⸗Verkehr mit der 
Schweiz. H.⸗M. Z. 37.503 ex 1877. 22. Jänner 1878. 
Nr. 6. Ausgeg. am 5. Februar. 
Correfpondenzen nach und aus Perſien bei der Beförderung durch die 
Türkei. H.⸗M. Z. 2223. 28. Jänner. 
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Nr. 7. Ausgeg. am 13. Februar. 


Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife für den Verkehr mit dem Auslande 
(Afrika, Amerika und Auſtralien). H.⸗M. Z. 3497. 6. Februar. 
Anhang: 
Poſtdiſtanz⸗Regulirung in den Poſtdirections⸗Bezirken von Oeſterreich unter 
der Enns, Böhmen und Mähren. H.⸗M. 3. 37.111 (ex 18777). 29. Jänner. 
Nr. 8. Ausgeg. am 15. Februar. 


Inſtradirung der Briefpoſtſendungen nach den überſeeiſchen Ländern. H.⸗M. 
8. 3261. 29. Jänner. 


Fahrpoſt⸗Tarif „Schweiz“. H.⸗M. Z. 1302. 7. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Toporoutz. H.⸗M. Z. 2388. 7. Februar. 

Auflaſſung der Poſtämter Czernawka und Rarancze. H.⸗M. Z. 2388. 
7. Februar. 

Auflaffung des Poſtamtes Tym bark. H.⸗M. Z. 2836. 7. Februar. 

Auflaſſung des Poſtamtes Dragatuſch. H.⸗M. Z. 2139. 7. Februar 

Anhang: 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen zwiſchen Dänemark, den Faröern und Island. 

H.⸗M. Z. 4264. 11. Februar. 


Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten in Deutſchland. H.⸗M. Z. 547. 
7. Februar. 


Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Böhmen, Mähren und 
Galizien. H.⸗M. Z. 2221. 7. Februar. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Gabriel Frei⸗ 
herrn v. Herbert⸗Rathkeal zum k. und k. Miniſterreſidenten in Belgrad ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Tiroler Statthalterei Johann 
Vorhauſer das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Wilhelm Ritter v. Jettmar 
in Trieſt anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Handelsminiſterium 
Bela Freiherrn v. Weigelsperg und Johann Ritter v. Obentraut jedem 
den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Mathias Reimer zum 
Statthaltereirathe der mähriſchen Statthalterei ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Obercommifſär der Wiener Polizeidirection 
Karl Breitenfeld das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtrathe und Rechnungsdirector des Tele⸗ 
graphen⸗Rechnungsdepartements im Handelsminiſterium Johann Nehammer 
anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tax⸗ 
frei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Franz Maurus das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Steuer⸗Oberinſpector Joſef Kranz 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Ackerbauminiſterium 
Rudolf Hönig den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Oberdirectors und dem 
Hilfsämter⸗Directionsadjuneten Johann Strixner ebendaſelbſt den Titel und 
Charakter eines Hilfsämter⸗Directors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſitzenden des u. 5. Landesſanitätsrathes 
Dr. Joſef Späth den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Valentin Hackl zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol 
und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Karl Kramerius und Ludwig Freiherrn v. Türckheim 
zu Bezirkshauptmännern, ferner die Bezirkscommiſſäre Leopold Krückl und Adolf 
Weſelskß und den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und Unter⸗ 
richt Robert Freiherrn v. Hein zu Statthaltereiſecretären in Mähren ernannt 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Rechnungsrath im Rechnungsdepartement 
des Reichs⸗Finanzminiſteriums Ferdinand Fauſek zum Controlor der Reichs⸗ 
Centralcaſſe und den Rechnungsofficial im Reichs⸗Finanzminiſterium Jacob Budik 
zum Rechnungsrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung mit der 
ſechsten Rangsclaſſe, bis Ende November (Amtsbl. Nr. 251.) 

Bezirks⸗Thierarztensſtelle in Neunkirchen in Niederöſterreich mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 251.) 

Rechnungsrathsſtelle bei der k. k. Landesregierung in Salzburg, bis Ende 
November. (Amtsbl. Nr. 252.) 

Aſſiſtentenſtelle bei der niederöſterreichiſchen Landeshauptcaſſa in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 252.) 

Zwei Finanzceoncipiſtenſtellen (eine definitive und proviſoriſche) in der zehnten 
Aang bei den nieder⸗öſterr. Finanzbehörden, bis Ende November. (Amtsblatt 
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